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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

— Drucksache 631 — 

und über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Elften Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsge- 
setzes (11. ÄndG LAG) 

— Drucksache 964 — 


A. Bericht des Abgeordneten Zühlke 


I. Allgemeines 

Die Fraktion der FDP hat am 6. November 1958 
und die Bundesregierung am 6. April 1959 dem 
Deutschen Bundestag Entwürfe eines Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vorgelegt 
— Drucksachen 631, 964. Der Entwurf der Bundes- 
regierung beruht auf dem Beschluß des Bundestages 
vom 11. Dezember 1958 — Drucksache 695 — , der 
wiederum auf einen Antrag der Fraktion der SPD 
betr. Änderung und Durchführung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom 7. Mai 1958 — Druck- 

sache 366 — zurückzuführen ist. 

Der Antrag der Fraktion der FDP ist am 11. De- 
zember 1958 und der Entwurf der Bundesregierung 
am 8. April 1959 vom Bundestag bei der ersten Be- 
ratung dem Ausschuß für den Lastenausgleich feder- 
führend und dem Haushaltsausschuß mitberatend 
überwiesen worden. Der Ausschuß hat die beiden 
Gesetzentwürfe, die weitgehend gleiche Anliegen 
ansprechen, gemeinsam beraten und beschlossen, 
das Beratungsergebnis in einer Gesetzesvorlage zu 
vereinigen und über beide Entwürfe zusammen vor 
dem Bundestag Bericht zu erstatten. 

Die Entwürfe beinhalten im besonderen eine Erhö- 
hung und Ausweitung der Unterhaltshilfe und des 
Mindestsatzes der Entschädigungsrente sowie eine 


Verbesserung des Verhältnisses zwischen Kriegs- 
schadenrente und Hauptentschädigung, weiter die 
Bereinigung einiger Härten, Schwierigkeiten und 
Zweifelsfragen, die sich bei der Durchführung des 
Lastenausgleichsgesetzes ergeben haben. 

Der Ausschuß erörterte bei der Beratung der bei- 
den Entwürfe in ausführlichen Aussprachen vor al- 
lem die Rechtsnatur, das System und die Höhe der 
Unterhaltshilfe, auch im Gegensatz zur öffent- 
lichen Fürsorge, die gesellschaftliche Struktur der 
Unterhaltshilfeempfänger als Vermögensgeschä- 
digte, als Sozialversicherungsempfänger und als 
„nur" Entwurzelte und Sparergeschädigte sowie den 
Anteil der drei Gruppen an der Erhöhung der 
Unterhaltshilfe im Vergleich zu anderen vorgeschla- 
genen Verbesserungen von Lastenausgleichsleistun- 
gen. Außerdem erörterte der Ausschuß eingehend 
die Auswirkungen der Erhöhung der Sozialversiche- 
rungsrenten gemäß dem Ersten Rentenanpassungs- 
gesetz auf die Unterhaltshilfe sowie eine Alters- 
versorgung ehemals Selbständiger. 

Eine wesentliche Verbesserung bringt der vorlie- 
gende Entwurf hinsichtlich der Auszahlung der 
Hauptentschädigung an diejenigen Geschädigten, 
die auch Unterhaltshilfe oder Unterhaltshilfe und 
Entschädigungsrente beziehen. Bei der Berechnung 
und bei der Erfüllung des Anspruchs auf Hauptent- 
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Schädigung zeigte sich jetzt deutlich eine Unbillig- 
keit der bisherigen gesetzlichen Regelung, daß näm- 
lich bei den meisten Geschädigten, die Unterhalts- 
hilfe beziehen, trotz Verlust eines existenztragen- 
den oder sonst ansehnlichen Vermögens keine 
Hauptentschädigung übrigblieb, weil diese durch 
die teilweise Anrechnung der Unterhaltshilfe auf 
die Hauptentschädigung „ aufgezehrt' 1 wurde. Der 
Ausschuß empfiehlt deshalb die Festlegung eines 
Mindesterfüllungsbetrages der Hauptentschädigung 
— wenn der Geschädigte Kriegsschadenrente be- 
zieht — bis zu 25 v. H. des Grundbetrages. 

Was die Unterhaltshilfe angeht, so hat der Aus- 
schuß unter sorgfältiger Abwägung aller Gesichts- 
punkte, insbesondere unter Berücksichtigung der in 
letzter Zeit ergangenen und in naher Zukunft zu er- 
wartenden Verbesserungen auf anderen Gebieten 
der Sozialgesetzgebung, eine Erhöhung der Unter- 
haltshilfe empfohlen. Die Empfehlung geht über die 
Vorschläge des Regierungsentwurfs hinaus, erreicht 
aber nicht die in der Drucksache 631 beantragte Er- 
höhung. Diese sozialen Verbesserungen gehen auch 
in die Vorschriften zum Ausgleich von Härten 
(§§ 301 und 301a LAG) ein. 

Der Ausschuß behandelte auch die Fragen, auf 
welchem Wege eine schnellere Erfüllung der Aus- 
gleichsleistungen erreicht werden kann, u. a. auch 
die Vorfinanzierung des Lastenausgleichs. Die For- 
derung, durch eine gesetzliche Abkürzung der Lauf- 
zeit der Vermögensabgabe die Aufbringung der 
Mittel für die Entschädigungsleistungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz zu beschleunigen, wurde be- 
reits im Jahre 1956 gestellt. Nach sehr sorgfältiger 
und eingehender Erörterung aller dafür und dage- 
gen sprechenden Gesichtspunkte gelangte die Bun- 
desregierung zu dem Ergebnis, daß schwerwiegende 
rechtliche, wirtschaftliche und verwaltungsmäßige 
Bedenken gegen eine gesetzliche Verkürzung der 
Laufzeit bestünden. Wie bereits bei den Beratun- 
gen zum Achten Änderungsgesetz zum Lastenaus- 
gleichsgesetz konnte auch jetzt der Ausschuß für 
den Lastenausgleich des Bundestages nur auf eine 
freiwillige, zinsbegünstigte Abkürzung abstellen 
(§ 199a LAG). Es wird auf den entsprechenden Be- 
richt der Bundesregierung — Drucksache 1037 — 
verwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 87. Sitzung 
am 3. Juni 1959 dem Entwurf in der vom Ausschuß 
für den Lastenausgleich beschlossenen Fassung zu- 
gestimmt. 

II. Im einzelnen 

Artikel I (Änderung von Gesetzen) 

§ 1 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 5) 

Die Ergänzung des Absatzes 2 stellt im Hinblick 
auf aufgetretene Zweifel formeller Art rückwirkend 
klar, daß Aufwendungen, die mit einer Kreditauf- 
nahme (§ 7, § 324 Abs. 4) oder mit der bargeldlosen 
Erfüllung von Hauptentschädigungsansprüchen 
(§ 252 Abs. 2), also mit Maßnahmen im Zusammen- 
hang stehen, die ausschließlich dem Interesse der 


' Geschädigten an einer Vorfinanzierung oder an der 
frühestmöglichen Verwertung ihrer Ansprüche die- 
nen, dem Ausgleichsfonds zur Last fallen. Im Zu- 
sammenhang mit einer Kreditaufnahme stehen so- 
wohl die einmaligen als auch die laufenden Kosten, 
zu den letzteren gehören insbesondere auch die 
Kosten der üblichen Kurspflege. 

Mit der Neufassung des Absatzes 3 wird hin- 
sichtlich der Rechtsstellung des Ausgleichsfonds der 
Wortlaut in stärkerem Maße an die Regelung für 
andere Sondervermögen (Bundesbahn, Bundespost) 
angeglichen. 

Zu Nr. 2 (§ 7) 

Die Neufassung des § 7, die zwischen der Auf- 
nahme von Krediten und der Übernahme von Sicher- 
heitsleistungen deutlicher als bisher unterscheidet, 
soll vermeiden, daß der Kreditplafond von 5 Mrd 
DM aus formellen Gründen doppelt in Anspruch 
genommen wird, wenn — wie häufig — mit einer 
Kreditaufnahme die Übernahme von Sicherheits- 
leistungen durch den Bund verknüpft wird. Ebenso 
wie bei Bundesbahn und Bundespost kann künftig 
das Sonder vermögen Ausgleichsfonds den Kredit 
mit Zustimmung der Bundesregierung selbst auf- 
nehmen, während erforderlichenfalls der Bund die- 
sen Kredit verbürgt. 

Zu Nr. 3 (§ 12) 

Nach der bisherigen Regelung des Absatzes 7 
werden Personen, die im Vertreiibungsgebiet bis 
zum 31. März 1952 verstorben sind, den tatsächlich 
Vertriebenen gleichgestellt. Sie werden mit der 
Unterstellung, daß der Tod bis zu diesem Stichtag 
im Zusammenhang mit den Vertreibungsmaßnah- 
men gesehen werden kann, als „verhinderte Ver- 
triebene 11 behandelt. Der Tod im Vertreibungsgebiet 
wirkt in diesen Fällen wie die Vertreibung, so daß 
die Erben des Verstorbenen hinsichtlich des Eigen- 
tums, das der Verstorbene zu Beginn der allgemei- 
nen Vertreibungsmaßnahmen besessen hat, anteilig 
Vertreibungsschäden geltend machen können. Eine 
derartige Regelung besteht für Todesfälle nach dem 
31. März 1952 bisher nicht. Insoweit können nur die- 
jenigen Personen, die im Zeitpunkt ihrer Aussied- 
lung von dem Verstorbenen übernommenes Eigen- 
tum zurücklassen, Schäden 'als unmittelbar Geschä- 
digte geltend machen. Dagegen können nicht gel- 
tend gemacht werden diejenigen Verluste, die schon 
vor dem Tode des Erblassers eingetreten sind. 

Die Ergänzung des Absatzes 7 enthält für die 
Fälle des Todes nach dem Stichtag vom 31. März 
1952, sofern der Schaden tatsächlich schon vor dem 
Tode eingetreten ist, 'eine Billigkeitsregelung für 
die als Spätaussiedler nach dem Tode des Verstor- 
! henen ins Bundesgebiet kommenden nächsten An- 
gehörigen. Obwohl der Verstorbene selbst keinen 
Vertreibungsschaden erlitten hat, es also bei Todes- 
fällen nach dem 31. März 1952 an einem unmittelbar 
Geschädigten fehlt, sollen diese Angehörigen, wenn 
sie später ausgesiedelt werden, den Liquidations- 
schaden des Erblassers trotzdem als Erben wie einen 
Vertreibungsschaden nach Maßgabe ihrer Erbteile 
geltend machen können. So kann beispielsweise die 
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1958 ausgesiedelte Witwe des 1955 dm Vertreibungs- 
gebiiet verstorbenen Gläubigers eines Sparguthabens 
im Währungsausgleich Entschädigung für das Spar- 
konto entsprechend ihrem Erbanteil erhalten. Eben- 
so kann ihr Hauptentschädigung für die Entziehung 
des früher ihrem Manne gehörenden Hofes gewährt 
werden. Um für diesen Personenkreis Härten zu 
vermeiden und Angehörige, die das Schicksal des 
Verstorbenen bis zu dessen Tode geteilt haben, 
berücksichtigen zu können, wurden systematische 
Bedenken bewußt zurückgestellt. Unberücksichtigt 
bleiben nach wie vor bei Todesfällen nach dem 
31. März 1952 solche Angehörige, die vor dem 
Todesfall vertrieben oder ausgesiedelt wurden. 

Zu Nr. 4 (§ 39) 

Die Neufassung des § 39 schließt eine vor allem 
auf der Entschädigungsseite des Lastenausgleichs 
(§ 228) empfundene Lücke in denjenigen — an sich 
seltenen — Fällen, in denen ein iim Bundesgebiet 
eingetragenes Schiff etwa auf hoher See verloren 
ging, der Eigentümer aber im Vertreibungsgebiet 
wohnte. 

Zu Nr. 5 (§ 230) 

Die Sechsmonatsfrist, innerhalb deren Spätver- 
triebene oder Spätaussiedler nach Verlassen ihres 
Vertreibungsgebiets ihr Ziel — die Bundesrepublik 
oder Berlin (West) — - erreicht haben müssen, um 
Rechte im Lastenausgleich zu erwerben, reicht im 
Regelfall aus. Härten hatten sich aber dann erge- 
ben, wenn der Betreffende oder ein mit ausgesie- 
delter naher Familienangehöriger auf dem gemein- 
samen Transport erkrankte und aus diesem Grunde 
die Reise längere Zeit unterbrechen mußte oder in 
der SBZ etwa aus politischen Gründen inhaftiert 
wurde. Die Änderung des § 230 will diese Härten — 
zugleich mit Wirkung für entsprechende Kriegsfol- 
gengesetze (§§ 3 bis 5 dieser Novelle) — beseitigen. 

Zu Nr. 6 (§ 252) 

Die nach Absatz 2 in der Fassung der 8. Novelle 
für bestimmte Fälle ermöglichte Eintragung in das 
Schuldbuch oder Ausgabe von Schuldverschreibun- 
gen an Stelle von Barerfüllung ist zwar wirtschaftlich 
keine Kreditaufnahme,* es war aber zweifelhaft ge- 
worden, ob sie nicht aus formellen Gründen wie 
eine Kreditaufnahme behandelt werden müßte. Da 
es nicht in der Absicht des Gesetzgebers lag, den 
Kreditplafond des § 7 auf diesem Wege zu belasten, 
soll in § 252 durch das Gesetz ein besonderer Rah- 
men für diese Maßnahmen gesteckt werden. Die Er- 
mächtigung der Bundesregierung, aus übergeord- 
neten Gesichtspunkten das Volumen der jeweiligen 
Maßnahmen innerhalb der gesetzlichen Höchst- 
grenze im einzelnen festzulegen, wird hierdurch 
nicht berührt. 

Zu Nr. 7 (§ 258) 

Die Änderung des Absatzes 4 ist durch die Ein- 
führung eines Mmdesterfüllungsbetriags der Haupt- 
entschädigung für Unterhaltshilfeempfänger (§ 278a) 
veranlaßt; in Darlehensfällen wird der Mindest- 
erfüllungsbetrag durch Umwandlung geleistet. 


Zu Nr. 8 (§ 265) 

Nach § 265 gilt eine alleinstehende Frau im Sinne 
der Voraussetzungen für die Kriiegsscbadenrente 
alis erwerbsunfähig, wenn sie für mindestens drei 
am Tage des Inkrafttretens des LAG haushalts- 
zugehörige Kinder zu sorgen hat, die das 18., bei 
fortdauernder Ausbildung das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Der Ausschuß für den Lasten- 
ausgleich hat es als Härte empfunden, daß die Ver- 
sorgung dieser Familie nach gegenwärtiger Rechts- 
lage eingestellt werden muß, wenn nur eins von 
drei Kindern ins Erwerbsleben tritt oder sonst aus- 
fällt. Der Ausschuß war der Auffassung, daß die 
Versorgung in diesen Fällen erst dann eingestellt 
werden sollte, wenn die Zahl der bisher berück- 
sichtigten Kinder unter zwei sinkt. Er war sich be- 
wußt, daß die Frau mit ursprünglich drei von ihr 
versorgten Kindern gegenüber der Frau begünstigt 
wird, die von Anfang an nur für zwei Kinder zu 
sorgen hatte, hielt diese Unterscheidung aber für 
gerechtfertigt, da es der inzwischen älter geworde- 
nen Frau mit ursprünglich drei von ihr versorgten 
Kindern besonders schwer sei, wieder eine Arbeit 
aufzunehmen. An der Voraussetzung, daß bei Be- 
urteilung der Erwerbsunfähigkeit nur die bei In- 
krafttreten des LAG schon vorhandenen Kinder be- 
rücksichtigt werden, nicht dagegen etwa später hin- 
zugetretene, ändert sich nichts. 

Zu Nr. 9 (§ 267) 

Die Erhöhung des Einkommenshöchstbetrages bei 
der Unterhaltshilfe steht im Zusammenhang mit der 
in § 269 vorgesehenen allgemeinen Erhöhung der 
Sätze der Unterhaltshilfe. Eine solche Erhöhung 
war — trotz der vorausgegangenen 8. Novelle von 
1957, die bereits im Durchschnitt 'eine Erhöhung 
um 20 v. H. gebracht hatte — schon im Regierungs- 
entwurf vorgesehen worden. Ähnliche Erwägungen 
lagen dem Antrag der Fraktion der FDP zugrunde, 
der allerdings höhere Sätze vorgeschlagen hatte. 
Der Ausschuß teilt die Auffassung, daß eine lineare 
Erhöhung der Unterhaltshilfe veranlaßt sei, hält 
aber die von der Regierung vorgesehenen Sätze 
noch nicht für ausreichend und schlägt daher für den 
Alleinstehenden, für Ehegatten und Kinder eine 
Erhöhung über die Regierungsvorlage hinaus vor. 
Von einer noch weitergeh enden Erhöhung wurde 
mit Rücksicht auf das allgemeine Sozialgefüge und 
auch wegen der finanziellen Auswirkungen auf die 
Kostenträger (Ausgleichsfonds, Bund und Länder) 
abgesehen. Die vom Ausschuß vorgeschlagenie Er- 
höhung liegt noch im Rahmen der in § 6 Abs. 4 LAG 
für den Beitrag von Bund und Ländern bestimmten 
Höchstgrenze, die bei der 8. Novelle Gegenstand 
des im Vermittlungsausschuß gefundenen Kompro- 
misses war. Schon aus diesem Grunde trat der Aus- 
schuß der Empfehlung des Bundesrates, den Ver- 
teilungsschlüssel des § 6 Abs. 4 zu Lasten des Bun- 
des zu ändern, ausdrücklich entgegen. 

Die Regierungsvorlage ging davon aus, daß durch 
die allgemeine und lineare Erhöhung der Unter- 
haltshilfe zugleich die Verbesserungen, die das 
Erste Rentenanpassungsgesetz gebracht hatte, „auf- 
gefangen" seien, da die allgemeine Erhöhung der 
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Unterhaltshilfe die Durchschnittssätze der dyna- 
mischen Renten erhöhung nicht unwesentlich über- 
steigt. Der Ausschuß trat dieser Auffassung nicht 
bei, sondern hielt daneben eine globale Erhöhung 
der Freibeträge wegen der Renten erhöhung für -an- 
gezeigt Die Entwurfsfassung sieht daher eine Er- 
höhung der Freibeträge neben der allgemeinen Er- 
höhung der Unterhaltshilfe und außerdem — um 
eine spätere wiederholte Novellierung des Gesetzes 
zu vermeiden — eine Ermächtigung an die Regie- 
rung vor, /im Vierordnungsweg diesen Freibetrag 
künftig einer etwaigen weiteren dynamischen Ren- 
tenerhöhung entsprechend 'anzupassen. Dagegen 
war eine Angleichung der Freibeträge für „sonstige 
Versorgungsbezüge' 1 nicht veranlaßt. Aus Anlaß 
der Änderung des Absatzes 3 wurde außerdem die 
Ermächtigung für die inzwischen ergangene 3. Lei- 
stungsDV — LA näher präzisiert, um vereinzelt auf- 
getauchten Zweifeln -an deren Rechtsgrundlage zu 
begegnen. 

Da Unfallrenten keine sonstigen Versorgungs- 
bezüge im Sinne des Absatzes 2 Nr. 6 Satz 2 sind 
und da nach dem System des § 267 im Grundsatz 
Fredbeträge für dieselbe Person und dieselben Ein- 
künfte nicht kumulativ -gegeben werden sollen, 
-schien es dem Ausschuß langezeigt, den Freibetrag 
für Unfallverletzte (Nr. 2 Buchstabe b) mit min- 
destens 30 °/o Beschädigungsgrad auf den Freibetrag 
nach Nr. 6 Satz 2 -anzuheben. 

Zu Nr. 10 (§ 268) 

Die schon in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Vorschrift soll verhindern, daß Unte rh altshilf e- 
empfänger ihre Versorgung verlieren, wenn -sie aus 
dem Lastenausgleich oder aus vergleichbaren 
Kriegsfolgegesetzien entsprechende Entschädigungs- 
leistungen erhalten und damit etwa über die Ver- 
mögenisschongrenze von im allgemeinen 6000 DM 
hinauskommen. Der Zeitraum von jeweils 5 Jahren, 
innerhalb dessen diese Leistungen unberücksichtigt 
bleiben sollen, ermöglicht es den Betroffenen, ohne 
Zeitdruck ihren Nachholbedarf zu befriedigen. Eine 
Dauerbefreiung, die ebenfalls erwogen wurde, er- 
schien nicht vertretbar, da nicht auf Dauer das Ver- 
mögen nach Art des Erwerbs auf gespalten werden 
sollte und weil -sich der begünstigte Vermögens- 
zuwachs im Laufe der Zeit mit anderem Vermögen 
unausscheidbar vermischt. Für die Behandlung der 
aus dem begünstigten Vermögenszuwachs gezoge- 
nen Einkünfte gelten die allgemeinen Grundsätze 
des § 267. 

Zu Nr. 1 1 (§ 269) 

Die Vorschrift beinhaltet die Erhöhung der Unter- 
haltshilfe in der vom Ausschuß für angemessen 
gehaltenen Höhe. Auf den Bericht zu Nr. 9 wird Be- 
zug genommen. 

Zu Nr. 12 (§ 273) 

Das Hineinwachsen weiterer Alters Jahrgänge 
früher Selbständiger mit Vermögensischaden in die 
Unterhaltshilfe hat den Ausschuß eingehend be- 
schäftigt. Nach den Lebensverhältnissen vor der 
Schädigung und unter Berücksichtigung des ursäch- 


lichen Zusammenhangs kommt nach Meinung des 
Ausschusses ein Hineinwachsen ohne Jahrgangs- 
begrenzung nicht in Betracht. Überdies müssen mit 
Rücksicht auf die Bilanz des Lastenausgleichs, die 
mit einem allmählichen Rückgang der Aufwendun- 
gen für Kriegsschadenrente rechnet, zunehmend 
Mittel für die Entschädigung von Vermögensver- 
lusten freigemacht werden. Der Ausschuß schlägt 
deshalb vor, im Unterschied zur Regierungsvorlage, 
die eine Erweiterung auf nur 2 Jahre vorgesehen 
hatte, 5 weitere Jahrgänge in die Regelung des § 273 
Abs. .5 einzubeziehen, um damit diejenigen ehemals 
selbständigen Geschädigten, die nach dem Krieg 
eine unselbständige Tätigkeit aufzunehmen gezwun- 
gen waren und die Voraussetzungen für eine Ver- 
sorgung nach den Grundsätzen der Sozialversiche- 
rung schon aus Altersgründen nicht mehr erwerben 
konnten, mit Unterhaltshilfe zu versorgen. Dadurch 
wird insbesondere auch eine Altersversorgung für 
die vertriebenen Landwirte, die durch andere Ge- 
setze nicht erreichbar war, sicbergestellt. Dem Aus- 
schuß erschien es weiter angezeigt, in denjenigen 
Fällen, in denen das dem Schaden zugrunde liegende 
Vermögen in der Regel existenztragend war (Grund- 
beträge mit mindestens 5600 DM), die Unterhalts- 
hilfe auch nach Verbrauch des Grundbetrags ohne 
zeitliche Begrenzung weiterzugewähren; in diesen 
Fällen kann, wenn der Grundbetrag über dem Sperr- 
betrag (§ 278) liegt, zugleich Entschädigungsrente 
gewährt werden. 

Zu Nr. 13 (§ 274) 

Die Vorschrift soll -auch die Bezieher von Unter- 
haltshilfe, die ehemals Vorzugsrente, Liquidations- 
rente oder Kleinrentnerhilfe bezogen hatten, in den 
Genuß der Unterhaltshilfeerhöhung bringen. Dies 
geschieht dadurch, daß ihre weggefallene monat- 
liche Zahlung entsprechend höher angesetzt wird. 
Es handelt sich hier um einen kleinen Kreis über- 
wiegend sehr alter Geschädigter. 

Zu Nr. 14 (§ 275) 

Die Vorschrift sieht in Anpassung an die erhöh- 
ten Sätze der allgemeinen Unterhaltshilfe eine ‘ent- 
sprechende Erhöhung des Unterhaltshilfesatzes auch 
für Vollwaisen vor. 

Zu Nr. 15 (§ 276) 

Die Änderung des Absatzes 1 dient der Klarstel- 
lung, daß die Krankenversorgung nach LAG bei 
Zusammentreffen mit Vorrangsregelungen anderer 
Sozialgesetze nächst der öffentlichen Fürsorge an 
letzter Stelle eintritt. 

Die Änderung des Absatzes 4 paßt den Betrag, 
der im Falle längerd auemd er Krankenhausbehand- 
lung von der Rentnerunterhaltshilfe nicht an die 
Fürsorgeverbände überwiesen werden darf, dem 
veränderten Satz des § 274 (Nr. 13) ian. 

Zu Nr. 16 (§ 277) 

In Anpassung an die allgemeine Entwicklung bei 
der Bemessung von Sterbegeld schien es dem Aus- 
schuß angemessen, das Sterbegeld für Unterhalts- 
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hilfeempfänger von 240 DM auf 300 DM anzuheben, 
ohne dabei den Sterbegeldbeitrag des Berechtigten 
zu erhöhen. 

Zu Nr. 17 (§ 278a) 

Die Änderung des § 278a enthält, wie schon im 
Allgemeinen Teil dieses Berichts hervorgehoben, 
neben der Erhöhung der Unterhaltshilfe und der 
Einbeziehung weiterer Jahrgänge früher Selbstän- 
diger ein Kernstück der 11. Novelle. Dem Haupt- 
entschädigungsberechtigten, der zugleich Unterhalts- 
hilfe bezieht, wird neben der Unterhaltshilfe und 
auch neben gleichzeitig bezogener Entschädigungs- 
rente ein bestimmter Mindesterfüllungsbetrag ga- 
rantiert, wenn er ein größeres, seine Existenz tra- 
gendes Vermögen verloren hat. Diese Verbesse- 
rung war bereits in der Regierungsvorlage ange- 
legt. Gedacht ist insbesondere an den vertriebenen 
Bauern mit einem mittleren Bauernhof oder an den 
kriegssachgeschädigten Hauseigentümer oder den 
Gewerbetreibenden mit einem kapitalintensiven Be- 
trieb. Gerade diese Bevölkerungsschichten unter den 
Geschädigten hatten es als unbefriedigend empfun- 
den, daß sie mit dem Bezug von Unterhaltshilfe und 
ggf. Entschädigungsrente die Entschädigung für den 
Verlust eines ihre Existenz tragenden Vermögens 
aufzehren, ohne daß ihnen dann noch ein Haupt- 
entschädigungsanspruch verbleibt. 

An sich wäre es folgerichtig gewesen, den Min- 
desterfüllungsbetrag bei gleichzeitigem Bezug von 
Entschädigungsrente nur aus dem für die Unter- 
haltshilfe gesperrten Betrag, also aus demjenigen 
Teil des Grundbetrags zu gewähren, der nicht be- 
reits in verrenteter Form als Entschädigungsrente 
gewährt wird. Bezieher von Unterhaltshilfe, die da- 
neben Entschädigungsrente beziehen — - und dies ist 
die große Mehrzahl — , hätten dann aber nur einen 
geringeren Nutzen aus der Neuregelung gehabt, 
über die Regierungsvorlage hinausgehend schlägt 
der Ausschuß daher vor, auch bei gleichzeitigem Be- 
zug von Unterhaltshilfe und Entschädigungsrente 
den Mindesterfüllungsbetrag — wie nach der Re- 
gierungsvorlage in der Regel 25 v. H. des Grundbe- 
trags — aus dem vollen Grundbetrag zu bemessen 
und daneben unverkürzt Unterhaltshilfe und Ent- 
schädigungsrente weiterzugewähren. 

Die Grenze des existenztragenden Vermögens, 
dessen Verlust die Garantie eines Mindesterfül- 
lungsbetrags in erster Linie rechtfertigt, wurde im 
Grundsatz in Anlehnung an § 272 (Grenze von Un- 
terhaltshilfe auf Lebenszeit und auf Zeit) bei einem 
Grundbetrag von 5600 DM gezogen. Der Verlust 
eines kleineren Vermögens wird nach der 8. Novelle 
ohnehin im allgemeinen voll entschädigt (Schadens- 
betrag = Grundbetrag). Außerdem war bei kleine- 
ren Verlusten an Einheitswertvermögen das Ver- 
mögen in der Regel für sich allein nicht existenztra- 
gend. Im übrigen handelt es sich hier meist um Ver- 
luste an Forderungen oder Berufsvermögen, bei 
denen die Schadensbemessung von vornherein gün- 
stiger ist. Gleichwohl sah aus Billigkeitsgründen 
schon der Regierungsentwurf zur Schaffung eines 
gleitenden Übergangs bei Verlusten mit Grund- 
beträgen zwischen 2000 und 5600 DM einen gewis- 


sen pauschalen Mindesterfüllungsbetrag vor. Der 
Ausschuß schlägt vor, die von der Regierung dafür 
vorgesehenen Beträge um 100 bis 200 DM zu er- 
höhen. Trotz gewisser systematischer und verwal- 
tungsmäßiger Bedenken wird auf diesem Wege ein 
Mindesterfüllungsbetrag auch Unterhaltshilfeemp- 
fängern auf Zeit zugestanden, und zwar aus Grün- 
den der Gleichbehandlung selbst dann, wenn die 
Bezieher von Unterhaltshilfe inzwischen bereits ver- 
storben oder sonst ausgeschieden sind. 

Zu Nr. 18 (§ 280) 

Durch das 8. Änderungsgesetz war für relativ 
jüngere Jahrgänge ein Mindestsatz der Entschädi- 
gungsrente eingeführt worden, der auf 6 v. H. 
(4 v. H. Zinsen und 2 v. FI. Tilgung) festgesetzt 
wurde. Da die Hauptentschädigung auf diesem 
Wege in der Regel nach der Lebenserwartung nicht 
voll ausgeschöpft werden konnte, hielt es die Re- 
gierungsvorlage für vertretbar, diesen Mindestsatz 
auf 8 v. IT. zu erhöhen, allerdings beschränkt auf 
reine Entschädigungsrentenempfänger. Der Ausschuß 
schlägt trotz der sich hieraus häufig ergebenden 
Überzahlungen der Hauptentschädigung vor, diesen 
Mindestsatz auch dann vorzusehen, wenn Unter- 
haltshilfe neben Entschädigungsrente gewährt wird, 
um insoweit auch die Lage derjenigen Geschädigten 
zu verbessern, die beide Arten von Kriegsschaden- 
rente nebeneinander beziehen. 

Zu Nr. 19 (§ 282) 

Die Berücksichtigung weiterer Jahrgänge ent- 
spricht der in § 273 Abs. 5 vorgesehenen Regelung. 
Jedoch hat der Ausschuß davon abgesehen, darüber 
hinaus auch eine Änderung der Vorschriften über 
die Dauer der Entschädigungsrente vorzunehmen. 
Er hält es vielmehr für gerechtfertigt, die aus sozia- 
len Erwägungen geschaffene Billigkeitsregelung der 
Weitergewährung bei größeren Grundbeträgen nur 
auf die Unterhaltshilfe zu beschränken. 

Zu Nr. 20 (§ 283a) 

Die in § 283a getroffene Regelung des Mindest- 
erfüllungsbetrags für den Fall des gleichzeitigen 
Bezugs von Unterhaltshilfe und Entschädigungs- 
rente entspricht der in § 278a getroffenen Regelung 
dieser Frage bei Bezug von Unterhaltshilfe allein. 
Auf die Ausführungen zu § 278a wird Bezug genom- 
men. 

Während die Berechnung im Regelfall verhält- 
nismäßig einfach ist, bedarf es für besondere Fälle 
differenzierterer Regelungen. Um das Gesetz von 
Einzelheiten zu entlasten, wurde hierfür eine Er- 
mächtigung der Bundesregierung zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung vorgesehen. 

Zu Nr. 21 (§ 292) 

Durch die Änderung der Absätze 2 und 4 wird 
der bei der öffentlichen Fürsorge nicht zu berück- 
sichtigende Teil der Rentnerunterhaltshilfe entspre- 
chend der in § 274 vorgesehenen Änderung erhöht. 

Die Neufassung des Absatzes 5 regelt eine Zwei- 
felsfrage zur Behandlung der Tuberkulosehilfe. Sie 
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stellt klar, daß nach dem Willen des Gesetzgebers 
die Leistungen der wirtschaftlichen Fürsorge nach 
der Verordnung über die Tuberkulosehilfe auf 
Nachzahlungen an Unterhaltshilfe für den gleichen 
Zeitraum angerechnet werden und daß der An- 
spruch auf die Nachzahlung in Höhe der angerech- 
neten Beträge auf den Landesfürsorgeverband über- 
geht. Die Regelung soll einen doppelten Einsatz 
öffentlicher Mittel für denselben Zweck, nämlich die 
Sicherstellung des Lebensunterhalts, vermeiden. Es 
besteht kein hinreichender Grund dafür, daß der 
eine Unterhaltshilfeberechtigte, der an einer Tuber- 
kulose leidet, durch das Auflaufen einer Nachzah- 
lung an Unterhaltshilfe deshalb, weil sich die Ent- 
scheidung über seinen Antrag verzögert, besser ge- 
stellt sein soll als der andere tuberkulosekranke 
Unterhaltshilfeberechtigte, der die Unterhaltshilfe 
ohne Verzögerung erhält und sie sich im Rahmen 
der wirtschaftlichen Tuberkulosefürsorge als Ein- 
kommen anrechnen lassen muß. 

Zu Nr. 22 (§ 294) 

An Stelle des Fiskus tritt mangels sonstiger Er- 
ben im Grundsatz der Ausgleichsfonds. Da diese 
Regelung jedoch bisher ausdrücklich nur bei der 
Hauptentschädigung getroffen war, stellt die Ergän- 
zung des § 294 klar, daß dies auch für die Hausrat- 
entschädigung gilt, überwiegend wurde schon bis- 
her analog verfahren. 

Zu Nr. 23 (§ 303) 

Die Änderung stellt den praktischen Bedürfnissen 
entsprechend klar, daß Liquiditätskredite für die 
Geschädigten auch ohne Übernahme von Bürgschaf- 
ten durch den Ausgleichsfonds gewährt werden kön- 
nen. 

Zu Nr. 24 (§ 345) 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß die Be- 
fugnisse des Beschwerdeausschusses, wie sie in § 337 
Abs. 2 geregelt sind, in vollem Umfange nicht nur 
für das Beschwerdeverfahren bei Leistungen mit 
Rechtsanspruch, sondern auch für Beschwerdever- 
fahren bei Leistungen ohne Rechtsanspruch gelten. 


§ 2 (Änderung des Feststellungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 6) 

Nach LA-Recht erhalten juristische Personen 
keine Ausgleichsleistungen. Personen, die Leistun- 
gen aus Familienstiftungen erhalten haben, können 
den Verlust dieser Leistungen auch nicht als Scha- 
den an privatrechtlichen geldwerten Forderungen 
oder Anteilen geltend machen. Für diesen begrenz- 
ten Fall soll die darin liegende Härte beseitigt wer- 
den, indem das Stiftungsvermögen nach den An- 
teilsverhältnissen im Falle der Auflösung den Be- 
teiligten zugerechnet werden kann. Da derartige 
Stiftungen in verschiedenartigen Formen in der Ver- 
gangenheit gebildet worden sind, erschien es ge- 
boten, die erforderliche Regelung nicht im Gesetz 


zu treffen, sondern eine Ermächtigung zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung vorzusehen. 

Zu Nr. 2 (§ 7) 

Die Änderung des § 7 steht in engstem Zusam- 
menhang mit der Erweiterung des § 15 (unten Nr. 4). 
Nach § 7 FG konnten bisher Schäden an Kunstwer- 
ken nur dann festgestellt werden, wenn diese zum 
Betriebsvermögen gehörten. Eine Ausnahme für 
Verluste an Gegenständen, die für die Berufsaus- 
übung erforderlich waren, sah § 7 nicht vor. Auch 
gehörten zu den Gegenständen, die für die Berufs- 
ausübung erforderlich sind, nicht die Erzeugnisse 
der Berufsausübung, wenn hierüber auch Meinungs- 
verschiedenheiten entstanden waren. Der Ausschuß 
hält in gewissem Umfang die Berücksichtigung der 
eigenen Erzeugnisse für angemessen. Deshalb sol- 
len bei der Anerkennung von Verlusten Erzeug- 
nisse mindestens der künstlerischen Tätigkeit den 
Gegenständen, die für die Berufsausübung oder die 
wissenschaftliche Forschung erforderlich sind, 
gleichgestellt werden können. Hierfür ist in § 15 
eine Rechtsverordnung vorgesehen, durch welche 
diese Gleichstellung der Erzeugnisse der Berufsaus- 
übung mit den für die Berufsausübung erforder- 
lichen Gegenständen vorgenommen werden kann 
und in der Grundsätze für die Schadensberechnung, 
die hierbei besondere Schwierigkeiten bereitet, fest- 
gelegt werden können. Mit Hilfe von Pauschsätzen 
und Höchstbeträgen soll in Anlehnung an vergleich- 
bare Berufszweige ein einfaches und praktikables 
Verfahren entwickelt werden. Hierbei ist daran ge- 
dacht, an die früheren Einkünfte der Künstler an- 
zuknüpfen. 

Zu Nr. 3 (§ 8) 

Auf den Bericht zu § 1 unter Nr. 2 wird verwie- 
sen. 

Zu Nr. 4 (§ 15) 

Auf den Bericht zu Nr. 2 (§ 7 FG) wird verwiesen. 
§ 3 (Änderung des Währungsausgleichsgesetzes) 

Die Änderung des WAG dient der Angleichung 
an die geänderte Fassung des § 230 LAG. Auf den 
Bericht zu § 1 Nr. 5 wird verwiesen. 

§ 4 (Änderung des Bundesvertriebenengesetzes) 

Wegen der Änderung des BVFG wird auf die 
parallele Änderung des § 1 Nr. 5 verwiesen. Eine 
gleichmäßige Regelung erschien angezeigt. 

§ 5 (Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes) 

Die geänderten Vorschriften dienen durchweg der 
Anpassung an die Neufassung des § 230 (§ 1 zu 
Nr. 5). 

Artikel II (überleitungs- und Schlußvorschriften) 
§ 6 (Übergangsregelung bei der Kriegsschadenrente) 

Die dem § 12 Abs. 1 der 8. Novelle entsprechende 
Vorschrift soll es Personen, die erst auf Grund der 
11. Novelle Kriegsschadenrente beantragen können, 
ermöglichen, ohne Zeitdruck und ohne aus einer 
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Verzögerung Nachteile befürchten zu müssen, ihre 
Anträge zu stellen. Bei alleinstehenden Frauen, 
deren Unterhaltshilfe wegen Fortfalls eines Kindes 
eingestellt werden mußte, können der veränderten 
Rechtslage entsprechend ab 1. Juni 1959 von Amts 
wegen wieder die Zahlungen der Unterhaltshilfe 
aufgenommen werden. 

Unterhaltshilfeempfänger auf Zeit haben durch 
die 8. Novelle (§ 12 Abs. 3) mit der Erhöhung der 
Grundbeträge eine Abgeltungssumme erhalten, ohne 
daß sie nachträglich wieder in die Unterhaltshilfe 
übernommen worden waren. Im Interesse der 
Gleichbehandlung sollen sie auch den Mindesterfül- 
lungsbetrag erhalten, den die 11. Novelle in § 278a 
Abs. 4 neu eingeführt hat. Absatz 2 stellt dies klar. 

§ 7 (Anwendung in Berlin) 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

§ 8 (Nichtanwendung im Saarland) 

Solange die LA-Gesetze im Saarland nicht einge- 
führt sind, kann auch eine Anwendung der 11. No- 
velle im allgemeinen nicht in Betracht kommen. Das 
Bundesvertriebenengesetz und das Allgemeine 


Kriegsfolgengesetz sind dagegen hinsichtlich der 
hier geänderten Vorschriften im Saarland einge- 
führt. 

§ 9 (Inkrafttreten) 

Die Inkrafttretensvorschrift geht von dem Grund- 
satz aus, daß die Änderungen des LAG, FG und 
WAG, soweit sie Verbesserungen für die Geschä- 
digten enthalten oder nur der Klarstellung dienen, 
auf das Inkrafttreten des LAG oder, soweit geän- 
derte Vorschriften erst später eingefügt wurden, auf 
diesen späteren Zeitpunkt rückwirkend angewendet 
werden sollen. Entsprechendes gilt für die Ände- 
rungen des BVFG und AKG. 

Eine Ausnahme gilt für diejenigen Vorschriften, 
die sich auf die laufenden Leistungen an Kriegs- 
schadenrente beziehen. Diese sollen ab 1. Juni 1959 
in Kraft treten, zumal von diesem Zeitpunkt ab die 
in dem Ersten Rentenanpassungsgesetz vorgesehe- 
nen Vergünstigungen bei der Anrechnung der Er- 
höhten Renten weggefallen sind und daher auf die- 
sen Zeitpunkt ohnehin die Bezüge eines großen 
Teils der Unterhaltshilfeempfänger hätten umge- 
rechnet werden müssen. 


Bonn, den 3. Juni 1959 

Zühlke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 631, 964 — in 
der nachstehenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 3. Juni 1959 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich 
Kunze 

Vorsitzender 


Zühlke 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Elften Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(11. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

t 

Artikel I j 

Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) Inder Fassung der dazu er- ; 
gangenen Änderungsgesetze wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: j 

„Ferner trägt der Ausgleichsfonds die aus 
einer Kreditaufnahme (§ 7 Abs. 1 und § 324 | 
Abs. 4) sowie die aus der Ausgabe von | 
Schuldverschreibungen und der Eintragung I 
von Schuldbuchforderungen (§ 252 Abs. 2) | 
sich ergebenden Aufwendungen." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die Verbindlichkeiten des Sonder- j 
Vermögens Ausgleichsfonds haftet der Bund | 
nur mit dem Sondervermögen; dieses haftet 
nicht für die sonstigen Verbindlichkeiten des | 
Bundes." ! 

2. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

Aufnahme von Krediten und Übernahme von 
Sicherheitsleistungen 

(1) Der Ausgleichsfonds ist mit Zustimmung 
der Bundesregierung berechtigt, zur Vorfinan- 
zierung von Ausgleichsleistungen, soweit diese 
nicht in Rentenleistungen bestehen, Kredite bis 
zur Höhe von 5 Milliarden Deutsche Mark auf- 
zunehmen. 

(2) Der Bund wird ermächtigt, für Kredite 
nach Absatz 1 in entsprechender Höhe gegen- 
über dem Kreditgeber oder, falls dieser sich die 
Mittel selbst im Kreditwege beschafft, gegen- 
über dessen Gläubigern Sicherheitsleistungen 
zu übernehmen." 

3. In § 12 wird an Absatz 7 folgender Satz angefügt: 

„Ein Schaden, der einem nach dem 31. März 1952 
im Vertreibungsgebiet Verstorbenen tatsächlich 
bereits entstanden war, kann als Vertreibungs- 
schaden von den Erben nicht geltend gemacht 
werden, es sei denn, daß diese als nicht dauernd 
getrennt lebende Ehegatten oder als Kinder des 


Verstorbenen erst nach dessen Tod ausgesiedelt 
worden sind." 

4. In § 39 Abs. 1 Nr. 1 erhält Satz 3 folgende Fas- 
sung: 

„Ein Kriegssachschaden, der der Schiffahrt außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
einschließlich Berlin (West) entstanden ist, gilt 
jedoch als in diesem Gebiet entstanden, wenn es 
sich nicht um einen Vertreibungsschaden oder 
Ostschaden handelt, das Schiff zur Zeit der Ent- 
stehung des Schadens in einem Schiffsregister 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin eingetragen war und der Schiffseigner zu 
dieser Zeit seine Geschäftsniederlassung oder 
seinen Wohnsitz im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes, in Berlin (West) oder im Vertreibungs- 
gebiet hatte?". 

5. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Nummer 1 folgende Fas- 
sung: 

„ 1 . spätestens 6 Monate nach dem Zeitpunkt, 
in dem er die zur Zeit unter fremder 
Verwaltung stehenden deutschen Ostge- 
biete oder das Gebiet desjenigen Staa- 
tes, aus dem er vertrieben oder ausge- 
siedelt worden ist, verlassen hat, oder". 

b) An Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Bei der Frist nach Nummer 1 werden solche 
Zeiten nicht mitgerechnet, in denen ein Ver- 
triebener nach Verlassen eines der in § 11 
Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Staaten, aus dem 
er vertrieben oder ausgesiedelt worden ist, 
in einem anderen der dort bezeichneten Staa- 
ten sich auf gehalten hat, ferner nicht solche 
Zeiten, in denen er oder ein mit ihm ausge- 
siedelter Familienangehöriger im Anschluß 
an die Aussiedlung erkrankt und infolgedes- 
sen zur Fortsetzung der Reise außerstande 
war, sowie solche Zeiten, in denen er oder 
ein mit ihm ausgesiedelter Familienangehö- 
riger in der sowjetischen Besatzungszone 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von Ber- 
lin aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, 
gewaltsam festgehalten worden ist." 

6. In § 252 wird Absatz 2 wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Barzah- 
lung" die Worte eingefügt „bis zu einem Ge- 
samtbetrag von 2 Milliarden Deutsche 
Mark". 

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Umfange" 
die Worte eingefügt „im Rahmen der in 
Satz 1 festgelegten Höchstgrenze". 
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7. In § 258 Abs. 4 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Die Anrechnung wird jedoch vor dem in Satz 1 
festgesetzten Zeitpunkt vorgenommen, wenn 
und soweit der Anspruch auf Hauptentschädi- 
gung nach § 278a Abs. 4 und 6, § 283 Nr. 3 sowie 
§ 283a Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 erfüllt werden 
kann.“ 

8. In § 265 wird Absatz 2 wde folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „solange sie" 
ersetzt durch die Worte „sofern sie bei An- 
tragstellung“. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Gleichstellung mit einem Erwerbsun- 
fähigen endet, wenn die Zahl der nach Satz 1 
und 2 berücksichtigten Kinder unter zwei 
sinkt.“ 

9. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden ersetzt 

die Worte „120 Deutsche Mark“ durch die 
Worte „135 Deutsche Mark“, 

die Worte „60 Deutsche Mark" durch die 
Worte „70 Deutsche Mark", 

die Worte „42 Deutsche Mark“ durch die 
Worte „47 Deutsche Mark“. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b werden die 
Worte „von 40 bis 50 v. H. = 10 DM mo- 
natlich" ersetzt durch die Worte „von 30 bis 
50 v, H. = 15 DM monatlich". 

c) In Absatz 2 erhält Nummer 6 folgende Fas- 
sung: 

„6. Renten aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen sind mit den um folgende 
Freibeträge gekürzten Beträgen als Ein- 
künfte anzusetzen: 

bei Bezug von Versichertenrenten 

21 DM monatlich, 

bei Bezug von Hinterbliebenenrenten, 
die nicht Waisenrenten sind, 

16 DM monatlich, 

bei Bezug von Waisenrenten 

8 DM monatlich. 

Bei vergleichbaren sonstigen Versor- 
gungsbezügen werden entsprechende 
Freibeträge in Höhe von 15 Deutsche 
Mark, 12 Deutsche Mark und 6 Deutsche 
Mark monatlich gewährt, sofern nicht be- 
reits Nummer 2 Buchstaben a, b, d und e 
oder Nummer 4 eine Regelung enthält.“ 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Durch Rechtsverordnung kann Nähe- 
res über die Abgrenzung und Berechnung 
der Einkünfte und Freibeträge bestimmt 
werden. Hierbei können ferner die jeweili- 
gen Veränderungen, die sich bei den Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
aus Anlaß von Veränderungen der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage über das Erste 
Rentenanpassungsgesetz vom 21. Dezember 


1958 (Bundesgesetzbl. I S. 956) hinaus für 
den Personenkreis der Empfänger von Un- 
terhaltshilfe ergeben, durch angemessene 
Veränderung der Freibeträge nach Absatz 2 
Nr. 6 Satz 1 berücksichtigt werden.“ 

10. In § 268 wird an Absatz 1 folgender Satz an- 
gefügt: 

„Werden einmalige Ausgleichsleistungen nach 
diesem Gesetz, dem Währungsausgleichsgesetz 
und Altsparergesetz oder Nachzahlungen an 
Kriegsschadenrente sowie einmalige Entschädi- 
gungsleistungen wegen erlittener Haft oder 
wegen Freiheitsentziehung nach dem Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetz, dem Häft- 
lingshilfegesetz und dem Bundesentschädigungs- 
gesetz gewährt, so erhöht sich die Vermögens- 
grenze auf die Dauer von 5 Jahren um den aus- 
gezahlten Betrag dieser Leistungen." 

11. In § 269 werden ersetzt 

a) in Absatz 1 die Worte „120 Deutsche Mark“ 
durch die Worte „135 Deutsche Mark“, 

b) in Absatz 2 die Worte „60 Deutsche Mark“ 
durch die Worte „70 Deutsche Mark" und 
die Worte „42 Deutsche Mark“ durch die 
Worte „47 Deutsche Mark". 

12. In § 273 wird Absatz 5 wie folgt geändert: 

a) Die Worte „vor dem 1. Januar 1893 (eine 
Frau vor dem 1. Januar 1898)" werden er- 
setzt durch die Worte „vor dem 1. Januar 
1898 (eine Frau vor dem 1. Januar 1903)". 

b) Folgender Halbsatz wird nach einem Semi- 
kolon angefügt: 

„über diesen Zeitpunkt hinaus wird die Un- 
terhaltshilfe in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften über die Unterhaltshilfe 
auf Lebenszeit gewährt, wenn der End- 
grundbetrag der Hauptentschädigung (Num- 
mer 2) 5600 Deutsche Mark erreicht.“ 

13. In § 274 Abs. 2 werden die Worte „zuzüglich 
50 vom Hundert" ersetzt durch die Worte „zu- 
züglich 80 vom Hundert“. 

14. In § 275 Abs. 1 werden die Worte „65 Deutsche 
Mark" ersetzt durch die Worte „72 Deutsche 
Mark“. 

15. § 276 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird an Satz 3 nach einem Semi- 
kolon folgender Halbsatz angefügt: 

„ist in den genannten Vorschriften bestimmt, 
daß Leistungen nach anderen Gesetzen Vor- 
gehen, so gilt dies nicht im Verhältnis zur 
Krankenversorgung nach diesem Gesetz.“ 

b) In Absatz 4 Satz 5 werden die Worte „45 
Deutsche Mark“ ersetzt durch die Worte „54 
Deutsche Mark“. 

16. In § 277 Abs. 1 werden die Worte „240 Deut- 
sche Mark" ersetzt durch die Worte „300 Deut- 
sche Mark". 
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17. § 278a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird Satz 1 durch folgende 
Sätze ersetzt; 

„Ohne Rücksicht darauf, ob die Unterhalts- 
hilfe gezahlt wird, ruht oder eingestellt ist, 
werden Ansprüche auf Hauptentschädigung, 
auf die nach den Absätzen 1 bis 3 anzurech- 
nen ist, bei Grundbeträgen 
von 2000 bis 2999 Deutsche Mark 

in Höhe von 300 Deutsche Mark, 
von 3000 bis 3999 Deutsche Mark 

in Höhe von 400 Deutsche Mark, 
von 4000 bis 4999 Deutsche Mark 

in Höhe von 550 Deutsche Mark, 
von 5000 bis 5599 Deutsche Mark 

in Höhe von 700 Deutsche Mark, 
von 5600 bis 6530 Deutsche Mark 

in Höhe des 4900 Deutsche Mark 
übersteigenden Teils des Grundbe- 
trags, 

von mehr als 6530 Deutsche Mark 

in Höhe von 25 vom Hundert des 
Grundbetrags 

erfüllt (Mindesterfüllungsbetrag); ist nach 
Absatz 2 auf mehrere Grundbeträge der 
Hauptentschädigung anzurechnen, so ist der 
Mindesterfüllungsbetrag aus der Summe 
dieser Grundbeträge zu berechnen und im 
Verhältnis der Grundbeträge zueinander 
aufzuteilen. Uber den Mindesterfüllungsbe- 
trag hinaus können die Ansprüche auf 
Hauptentschädigung, solange die Unterhalts- 
hilfe gezahlt wird oder ruht, nur insoweit 
erfüllt werden, als offensichtlich eine Über- 
zahlung der Hauptentschädigung nicht zu er- 
warten ist.“ 

b) In Absatz 5 werden die Worte „nach den 
Absätzen 1 und 2“ ersetzt durch die Worte 
„nach den Absätzen 1 bis 3“; ferner werden 
nach den Worten „dieser Ansprüche" die 
Worte eingefügt „über den Mindesterfül- 
lungsbetrag (Absatz 4) hinaus“. 

18. In § 280 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „6 vom 
Hundert“ ersetzt durch die Worte „8 vom 
Hundert“. 

19. In § 282 Abs. 4 werden die Worte „vor dem 
1. Januar 1895 (eine Frau vor dem 1. Januar 
1900)“ ersetzt durch die Worte „vor dem 1. Ja- 
nuar 1898 (eine Frau vor dem 1. Januar 1903)“. 

20. § 283a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden hinter dem Wort „ist“ 
die Worte eingefügt „vorbehaltlich der 
Nummern 2 bis 4 und des Absatzes 2“. 

b) In Nummer 2 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „Hauptentschädigung“ die Worte ein- 
gefügt „über die nach Nummer 3 erfüllbaren 
Beträge hinaus". 

c) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Ohne Rücksicht darauf, ob Unterhaltshilfe 
und Entschädigungsrente gezahlt werden, 


ruhen oder eingestellt sind, werden An- 
sprüche auf Hauptentschädigung, auf welche 
die geleisteten Zahlungen anzurechnen 
sind, mit dem nach § 278a Abs. 4 sich er- 
gebenden Mindesterfüllungsbetrag erfüllt, 
über den Mindesterfüllungsbetrag hinaus 
können die Ansprüche auf Hauptentschädi- 
gung, solange Unterhaltshilfe und Entschä- 
digungsrente gezahlt werden oder ruhen, 
nur insoweit erfüllt werden, als sie die 
Summe 

a) des durch die Unterhaltshilfe vorläufig 
in Anspruch genommenen Betrags 
(§ 278a Abs. 4), 

b) des durch die Entschädigungsrente vor- 
läufig in Anspruch genommenen Be- 
trags (§ 283 Nr. 3) und 

c) des Mindesterfüllungsbetrags (§ 278a 
Abs. 4) 

übersteigen." 

d) An Nummer 4 wird nach einem Semikolon 
folgender Halbsatz angefügt: 

„wurde jedoch der Anspruch auf Hauptent- 
schädigung nicht über den MindesterfüT 
lungsbetrag hinaus erfüllt, ist die Entschä- 
digungsrente von dem Betrag zu berechnen, 
um den der nach § 266 Abs. 2 sich ergebende 
Grundbetrag die in § 278 Abs. 1 bestimmten 
Sperrbeträge übersteigt.“ 

e) Der bisherige, nach Buchstaben a bis d ge- 
änderte Wortlaut wird Absatz 1; folgender 
Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Das Nähere über die Erfüllung von 
Ansprüchen auf Hauptentschädigung neben 
der Weitergewährung von Unterhaltshilfe 
und Entschädigungsrente sowie über die Zu- 
erkennung von Unterhaltshilfe und Entschä- 
digungsrente nach teilweiser Erfüllung der 
Ansprüche auf Hauptentschädigung wird 
durch Rechtsverordnung bestimmt. Dabei 
können insbesondere auch Bestimmungen 
getroffen werden über drie Auswirkungen vor- 
ausgegangener oder nachfolgender Erfül- 
lung von Hauptentschädigung auf den Min- 
desterfüllungsbetrag, über die Reihenfolge 
der Anrechnung von Zahlungen an Kriegs- 
schadenrente und Erfüllungsbeträgen auf die 
Hauptentschädigung sowie über die Folgen 
der Ausübung des Wahlrechts nach § 263 
Abs. 3.“ 

21. § 292 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 und in Absatz 4 Nr. 1 
werden jeweils die Worte „45 Deutsche 
Mark" ersetzt durch die Worte „54 Deut- 
sche Mark“. 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Soweit der Landesfürsorgeverband 
Tuberkulosehilfe gewährt und zu den hier- 
für entstehenden Aufwendungen das Ein- 
kommen des Kranken oder Genesenen und 
seines von ihm nicht getrennt lebenden Ehe- 
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gatten heranziehen darf, finden die Ab- 
sätze 3 und 4 entsprechende Anwendung. 
Für die Geltungsdauer der Verordnung über 
die Tuberkulosehilfe vom 8. September 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 549) finden die Absätze 
3 und 4 entsprechende Anwendung, soweit 
wirtschaftliche Tuberkulosefürsorge gewährt 
worden ist." 

22. An § 294 wird nach einem Semikolon folgender 
Halbsatz angefügt: 

„§ 244 Satz 2 findet entsprechende Anwendung." 

23. ln § 303 Abs. 1 werden die Worte „in Verbin- 
dung damit" gestrichen. 

24. In § 345 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „durch 
Beschluß" ersetzt durch die Worte „nach § 337". 

§ 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz in der Fassung vom 

14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 534) und der 

dazu ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt 

geändert: 

1. An § 6 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Durch Rechtsverordnung können ferner 
Beteiligungsrechte an Familienstiftungen, deren 
Eigentum bei Auflösung auf die Familienmitglie- 
der übergegangen wäre oder nach den Vorschrif- 
ten über das Erlöschen der Familienfideikommisse 
und sonstiger gebundener Vermögen hätte über- 
gehen können, den Beteiligungen im Sinne der 
Absätze 1 und 2 gleichgestellt werden. Hierbei 
kann Näheres über die Abgrenzung des Begriffs 
der Familienstiftung und über die Schadensbe- 
rechnung in Zweifelsfällen bestimmt werden." 

2. In § 7 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Nicht festgestellt werden Verluste an 

1. barem Geld, 

2. Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen, 

3. Gegenständen aus edlem Metall, Schmuck- 
gegenständen und sonstigen Luxusgegen- 
ständen, 

4. Kunstgegenständen und Sammlungen, 

es sei denn, daß diese Wirtschaftsgüter zum Be- 
triebsvermögen gehören oder als eigene Erzeug- 
nisse der Berufsausübung oder der wissen- 
schaftlichen Forschung durdi Rechtsverordnung 
(§ 15 Abs. 2) den Gegenständen der Berufsaus- 
übung oder der wissenschaftlichen Forschung 
gleichgestellt sind." 

3. In § 8 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Ein Kriegssachschaden, der der Schiffahrt außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
einschließlich Berlin (West) entstanden ist, gilt 
jedoch als in diesem Gebiet entstanden, wenn es 
sich nicht um einen Vertreibungsschaden oder 
Ostschaden handelt, das Schiff zur Zeit der Ent- 
stehung des Schadens in einem Schiffsregister im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in Ber- 
lin eingetragen war und der Schiffseigner zu die- 
ser Zeit seine Geschäftsniederlassung oder sei- 


nen Wohnsitz im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes, in Berlin (West) oder im Vertreibungsge- 
biet hatte." 

4. In § 15 wird der bisherige Wortlaut Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, 
ob und in welchem Umfang Verluste an Erzeug- 
nissen der Berufsausübung oder der wissen- 
schaftlichen Forschung den Verlusten an Gegen- 
ständen gleichgestellt weiden, die für die Be- 
rufsausübung oder die wissenschaftliche For- 
schung erforderlich sind, und nach welchen 
Grundsätzen in diesen Fällen die Schadensbe- 
rechnung durchzuführen ist. Hierbei können 
Pauschsätze und Höchstbeträge festgelegt wer- 
den." 

§ 3 

Änderung des Währungsausgleichsgesetzes 

In § 2 Abs. 1 des Gesetzes über einen Währungs- 
ausgleich für Sparguthaben Vertriebener in der Fas- 
sung vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 546) 
und der dazu ergangenen Änderungsgesetze wird 
Nummer 2 wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung; 

„a) spätestens 6 Monate nach dem Zeitpunkt, in 
dem er die zur Zeit unter fremder Verwal- 
tung stehenden deutschen Ostgebiete oder 
das Gebiet desjenigen Staates, aus dem er 
vertrieben oder ausgesiedelt worden ist, 
verlassen hat, oder". 

b) Folgender Satz 4 wird eingefügt: 

„Bei der Frist nach Buchstabe a werden solche 
Zeiten nicht mitgerechnet, in denen ein Vertrie- 
bener nach Verlassen eines der in § 11 Abs. 2 
Nr. 3 des Lastenausgleichsgesetzes bezeichneten 
Staaten, aus dem er vertrieben oder ausgesie- 
delt worden ist, in einem anderen der dort be- 
zeichneten Staaten sich aufgehalten hat, ferner 
nicht solche Zeiten, in denen er oder ein mit ihm 
ausgesiedelter Familienangehöriger im Anschluß 
an die Aussiedlung erkrankt und infolgedessen 
zur Fortsetzung der Reise außerstande war, so- 
wie solche Zeiten, in denen er oder ein mit ihm 
ausgesiedelter Familienangehöriger in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin aus Gründen, die er 
nicht zu vertreten hat, gewaltsam festgehalten 
worden ist." 

§ 4 

Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

§ 10 des Bundesvertriebenengesetzes in der Fas- 
sung vom 14. August 1957 (Bundesgesetzbl. I 

5, 1215) wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Nummer 2 folgende Fassung: 

„2. spätestens 6 Monate nach dem Zeitpunkt, 
in dem er die zur Zeit unter fremder Ver- 
waltung stehenden deutschen Ostgebiete 
oder das Gebiet desjenigen Staates, aus dem 
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er vertrieben oder ausgesiedelt worden ist, 
verlassen hat, oder". 

b) An Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Bei der Frist nach Nummer 2 werden solche 
Zeiten nicht mitgerechnet, in denen ein Vertrie- 
bener nach Verlassen eines der in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 bezeichneten Staaten, aus dem er vertrie- 
ben oder ausgesiedelt worden ist, in einem an- 
deren der dort bezeichneten Staaten sich aufge- 
halten hat, ferner nicht solche Zeiten, in denen 
er oder ein mit ihm ausgesiedelter Familienan- 
gehöriger im Anschluß an die Aussiedlung er- 
krankt und infolgedessen zur Fortsetzung der 
Reise außerstande war, sowie solche Zeiten, in 
denen er oder ein mit ihm ausgesiedelter Fami- 
lienangehöriger in der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, 
gewaltsam festgehalten worden ist." 

§ 5 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz vom 5. No- 
vember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) wird wie 
folgt geändert: 

In § 6 Abs. 1 Nr. 3, § 33 Abs. 2 Nr. 2 und § 72 
Abs. 3 Nr. 3 erhält jeweils Buchstabe a folgende 
Fassung: 

,,a) als Vertriebene (Aussiedler) gemäß § 11 Abs. 2 
Nr. 3 des Lastenausgleichsgesetzes spätestens 
6 Monate nach dem Zeitpunkt, in dem sie 
die zur Zeit unter fremder Verwaltung stehen- 
den deutschen Ostgebiete oder das Gebiet des- 
jenigen Staates, aus dem sie vertrieben oder 
ausgesiedelt worden sind, verlassen haben; 
hierbei werden solche Zeiten nicht mitgerech- 
net, in denen ein Vertriebener nach Verlassen 
eines der in § 11 Abs. 2 Nr. 3 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes bezeichneten Staaten, aus dem 
er vertrieben oder ausgesiedelt worden ist, in 
einem anderen der dort bezeichneten Staaten 
sich aufgehalten hat, ferner nicht solche Zeiten, 
in denen er oder ein mit ihm ausgesiedelter 
Familienangehöriger im Anschluß an die Aus- 
siedlung erkrankt und infolgedessen zur Fort- 
setzung der Reise außerstande war, sowie solche 
Zeiten, in denen er oder ein mit ihm ausgesie- 
delter Familienangehöriger in der sowjetischen 
Besatzungzone oder im sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin aus Gründen, die er nicht zu 
vertreten hat, gewaltsam festgehalten worden 
ist; oder". 


Artikel II 

überleitungs- und Schlußvorschriften 

§ 6 

Übergangsregelung bei der Kriegsschadenrente 

(1) An Personen, die erst auf Grund dieses Geset- 
zes Kriegsschadenrente beantragen können, wird 


bei Antragstellung bis zum 31. März 1960 Kriegs- 
schadenrente mit Wirkung vom 1. Juni 1959 ab ge- 
währt, frühestens jedoch von dem Ersten des Mo- 
nats ab, in dem die Voraussetzungen für die Ge- 
währung von Kriegsschadenrente eingetreten sind. 

(2) Die Gewährung einer Abgeltungssumme nach 
§ 12 Abs. 3 des Achten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (Gesetz nach § 246 Abs. 3 
LAG — 8. ÄndG LAG) vom 26. Juli 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 809) steht der Gewährung eines Min- 
desterfüllungsbetrags nach § 278a Abs. 4 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes nicht entgegen. 


§ 7 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 8 

MT 

Anwendung im Saarland 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten mit Aus- 
nahme der §§ 4 und 5 nicht im Saarland. 


§ 9 


Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 
sind, vorbehaltlich des Absatzes 2, mit Wirkung vom 
Inkrafttreten des Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) 
ab, die Vorschriften der §§ 4 und 5 vom Inkraft- 
treten des Bundesvertriebenengesetzes und des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes ab anzuwenden. 


(2) Die folgenden Vorschriften des § 1 sind mit 
Wirkung vom 1. Juni 1959 ab anzuwenden: 

Nummer 8 (§ 265 LAG), 

Nummer 9 Buchstaben a bis c (§ 267 Abs. 1 und 2 
LAG), 


Nummer 

Nummer 

Nummer 

Nummer 

Nummer 

Nummer 

Nummer 

Nummer 

Nummer 

Nummer 


10 (§ 268 LAG), 

11 (§ 269 LAG), 

12 (§ 273 LAG), 

13 (§ 274 LAG), 

14 (§ 275 LAG), 

15 Buchstabe b (§ 276 Abs. 4 LAG), 

16 (§ 277 LAG), 

18 (§ 280 LAG), 

19 (§ 282 LAG), 

21 Buchstabe a (§ 292 Abs. 2 und 4 LAG). 
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